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Grundgesetzes in seiner 91. Sitzung am 12. September 1952 nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des. Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Viehzählungen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Viehzählungen vom 
31. Oktober 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1532) 
in der Fassung des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über Vieh- 
zählungen vom 2. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 481) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Jn jedem Jahr finden im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes in der ersten 
Woche des Dezember eine allgemeine 
Viehzählung und jeweils in der ersten 
Woche des März, Juni und September 
Viehzwischenzählungen statt. Die allge- 
meine Zählung kann die Bestände an 
Pferden, Maultieren, Mauleseln, Eseln, 
Rindvieh, Schweinen, Schafen, Ziegen, 
Kaninchen,' Edelpelztieren, Federvieh und 
Bienenstöcken erfassen. Bei den Zwischen- 
zählungen im März und September 
können die Bestände an Schweinen und 
bei der Zwischenzählung im Juni die Be- 
stände an Rindvieh, Schweinen, Schafen, 
Federvieh und Bienenstöcken erfaßt 
werden. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundes- 
minister) bestimmt durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates 
Tag, Art, Gegenstand und Aufgliederung 
der Zählungen.“ 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, daß zugleich mit 
den Zählungen nach § 1 ergänzende Er- 
hebungen über die Rassen des gezählten 
Viehs sowie über die Ausrüstung der vieh- 
haltenden Betriebe mit Einrichtungen, die 


nach ihrer Zweckbestimmung der Vieh- 
wirtschaft dienen, stattfinden.“ 

3. § 3 wird gestrichen. 

4. § 4 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Statistische Bundesamt be- 
reitet die Erhebungen methodisch und 
technisch vor. Zu diesen Vorbereitungen 
gehört insbesondere die Festlegung der 
Erhebungspapiere sowie der Pläne für die 
Aufbereitung und bei Repräsentativ- 
erhebungen die Festlegung der Methode 
für die Auswahl der Betriebe. 

(2) Die statistischen Landesämter führen 
die Erhebungen unter Mitwirkung der 
Kreis- und Gemeindebehörden durch. Den 
Gemeinden liegt es ob, die erforderlichen 
örtlichen Feststellungen und Ermittlungen 
zu treffen. 

(3) Die statistischen Landesämter be- 
reiten die von ihnen durchgeführten Zäh- 
lungen auf. Sie stellen die Landes- 
ergebnisse zusammen, teilen diese gleich- 
zeitig dem Statistischen Bundesamt und 
dem Bundesminister mit und veröffent- 
lichen sie nach einem im Benehmen mit 
dem Statistischen Bundesamt festzulegen- 
den Mindestprogramm. 

(4) Das Statistische Bundesamt stellt die 
Länderergebnisse zu Bundesergebnissen 
zusammen und veröffentlicht sie in zweck- 
dienlichem Umfange.“ 

5. § 5 Abs. 2 wird durch die folgenden Ab- 
sätze 2 und 3 ersetzt: 

„(2) Die Behörden der Länder, Ge- 
meinden und Gemeindeverbände sind 
verpflichtet, ihren Beamten, Angestellten 
und Arbeitern in dem von den Erhebungs- 
stellen verlangten Umfange Gelegenheit 
zur Ausübung der Zählertätigkeit unter 
Fortzahlung der Bezüge zu geben. 
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(3) Lebenswichtige öffentliche Dienste 
dürfen auf Grund des Absatzes 2 in ihrer 
Tätigkeit nicht unterbrochen werden." 

6. In § 6 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 
„oder vertrauten" gestrichen. 

7. § 6 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(2) Den Zählern ist des Betreten von 
Grundstücken, Ställen und ähnliche n 
Räumen, in denen Vieh gehalten wird 
oder gehalten werden kann, zu gestatten." 

8. § 6 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) Den Zählern stehen die mit der 
Überprüfung der Ergebnisse beauftragten 
Personen gleich." 

9. Nach § 6 wird folgender § 6 a eingefügt: 

„Der Bundesminister kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, daß die statisti- 
schen Ergebnisse durch eine Nacherhebung 
bei einer bestimmten Zahl von Vieh- 
haltern nach einheitlichen Grundsätzen 
überprüft werden." 

10. § 7 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Einzelangaben der Viehhalter 
sowie die bei den Zählungen und Nach- 
prüfungen getroffenen Feststellungen 
können für behördliche Maßnahmen zur 
Durchführung des Tierzuchtgesetzes und 
des Viehseuchengesetzes, für die Berech- 
nung der Beiträge zu den öffentlichen 
Viehseuchenentschädigungskassen, für die 
Berechnung der öffentlichen Dassel- 
bekämpfungsgebühren und des Wasser- 
geldes sowie für die Wirtschaftsberatung 
verwendet werden. Die Benutzung der 
Einzelangaben und Feststellungen zu 
steuerlichen Zwecken ist unzulässig. Die 
Befugnis zur Verwendung der Einzel- 
angaben ist den Auskunftspflichtigen in 
geeigneter Weise bekanntzugeben. 

(2) Die Zähler sowie alle auf Grund 
dieses Gesetzes mit Einzelangaben und 
deren Verwendung befaßten Personen 
und Dienststellen sind zur Verschwiegen- 
heit gegen jedermann über die ihnen in 
Ausübung ihrer Befugnisse zur Kenntnis 
gelangten Angaben der Tierbestände, Ein- 
richtungen und Betriebsverhältnisse ver- 
pflichtet. Die zur Geheimhaltung ver- 
pflichteten Personen sind, soweit sie nicht 
beamtet sind, auf eine gewissenhafte Er- 


füllung ihrer Obliegenheiten nach § 1 der 
Verordnung gegen Bestechung und Ge- 
heimnisverrat nicht beamteter Personen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) 
durch Handschlag zu verpflichten.“ 

11. Nach § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 

„Die bei Dienststellen des Bundes ent- 
stehenden Kosten trägt der Bund; die 
übrigen Kosten tragen die Länder und 
nach Maßgabe des Landesrechts die Ge- 
meinden und Gemeindeverbände." 

12. § 8 wird gestrichen. 

13. § 9 a erhält folgende Fassung: 

„(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, 
wer vorsätzlich der durch § 6 Abs. 1 be- 
gründeten Auskunftspflicht nicht oder 
nicht rechtzeitig nachkommt oder wissent- 
lich unrichtige oder unvollständige An- 
gaben macht, sofern die Tat nicht nach 
anderen Vorschriften mit Strafe be- 
droht ist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu 5000 DM geahndet 
werden. 

(3) Die Einziehung nach den Bestim- 
mungen der §§ 17 bis 26 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten vom 25. März 
1952 (Bundesgesetz'bl. I S. 177) ist zu- 
lässig mit der Maßgabe, daß nur solches 
Vieh eingezogen werden kann, dessen 
Vorhandensein vom Viehhalter wissent- 
lich verschwiegen wurde." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Uberleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Der Bundesminister wird ermächtigt, den 
Wortlaut des Gesetzes über Viehzählungen 
in der Fassung dieses Gesetzes mit neuem 
Datum und mit neuer Paragraphenfolge be- 
kanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Die regelmäßige allgemeine Viehzählung im 
Dezember und die Zwischenzählungen im 
März, Juni und September jeden Jahres er- 
folgen auf Grund des geltenden Viehzählungs- 
gesetzes vom 31. Oktober 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1532) und der Gemeinsamen 
Anordnung der Verwaltungen des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes vom 1. Juni 1949 
(öff. Anz. Nr. 50 S. 1). Das (Erste) Gesetz 
zur Änderung und Ergänzung des Vieh- 
zählungsgesetzes vom 2. August 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 481) hat lediglich die Be- 
stimmungen über Auskunftspflicht und 
Strafen neu gefaßt. 

Die erneute Änderung und Ergänzung sieht 
eine Anpassung des Gesetzes an das Grund- 
gesetz vor und regelt insbesondere die Er- 
mächtigungen des Bundesministers für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen neu. Weiter- 
hin soll die Möglichkeit zu einer repräsen- 
tativen Nachprüfung der Gesamtergebnisse 
geschaffen werden. Durch eine Neufassung 
des § 7 Abs. 1 wird der bisherige Begriff der 
„volkswirtschaftlichen Zwecke“ zur Beseiti- 
gung von bestehenden Zweifeln näher um- 
schrieben. 

II. 

Im einzelnen sind folgende Änderungen und 
Ergänzungen in Artikel 1 vorgesehen: 

Nr. 1: 

§ 1 legt in seiner Fassung Inhalt, Zweck und 
Ausmaß der Ermächtigung für den Bundes- 
minister zur Bestimmung von Tag, Art, 
Gegenstand und Aufgliederung der Zählun- 
gen durch Rechtsverordnung fest. 

Nr. 2: 

Nach § 2 kann der Bundesminister er- 
gänzende Erhebungen auf dem Gebiet der 
Viehwirtschaft anordnen. Auch hierzu bedarf 
es einer Rechtsverordnung. Neben (in 
größeren Zeitabständen durchzuführenden) 
Erhebungen über die Rassen der Vieh- 
bestände ist z. B. an Zählungen der Melk- 
maschinen und der Gärfutterbehälter ge- 
dacht. Die Erhebungen können aus Gründen 
der Kostenersparnis nur zugleich mit Zählun- 
gen nach § 1 durchgeführt werden. 


Nr. 3: 

Bestimmungen über ergänzende Erhebungen 
auf dem Gebiete der Vieh Wirtschaft sind in 
§ 2 aufgenommen worden. Somit kann der 
bisherige § 3 entfallen. 

Nr. 4: 

§ 4 regelt die methodische und technische 
Durchführung der Zählungen im einzelner. 
Die Bestimmung legt weiterhin die zustän- 
digen Stellen sowie ihre Rechte und Pflichten 
entsprechend dem Verwaltungsaufbau fest. 
Insbesondere ergibt sich aus Absatz 2 Satz 2, 
daß die Gemeinden die örtlichen Feststellun- 
gen und Erhebungen durchzuführen haben. 
Hierzu gehört auch die Überprüfung von 
Einzelangaben im Gegensatz zur Nach- 
prüfung der Gesamtergebnisse nach § 6 a. 

Nr. 5: 

§ 5 wird durch die neuen Absätze 2 und 3, 
die an Stelle des bisherigen Absatzes treten, 
dem Volkszählungsgesetz 1950 angepaßt. 

Nr. 6: 

Durch die Streichung der Worte „oder ver- 
trauten“ in § 6 Abs. 1 wird die Auskunfts- 
pflicht auf den Personenkreis beschränkt, der 
tatsächlich mit der Viehhaltung befaßt ist. 

Nr. 7: 

In § 6 Abs. 2 Satz 1 soll wegen des Grund- 
rechts der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Art. 13 des Grundgesetzes) die Befugnis der 
Zähler zum Betreten von Wohnräumen aus- 
geschlossen werden. 

Nr. 8: 

Die Rechte und Pflichten der Zähler nach 
§ 6 Abs. 2 und 3 werden in Absatz 4 auch 
auf diejenigen Personen erstreckt, die mit 
einer Überprüfung der Ergebnisse beauftragt 
sind. 

Nr. 9: 

Der neue § 6 a soll es dem Bundesminister 
ermöglichen, die Gesamtergebnisse auf Grund 
einer Rechtsverordnung durch repräsentative 
Nacherhebungen zu überprüfen. Das Recht 
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und die Pflicht der Gemeinden, zweifelhafte 
Einzelangaben nach § 4 Abs. 2 nachzuprüfen, 
bleibt unberührt. 

Nr. 10: 

Die bisherige Fassung des § 7 Abs. 1 stellte 
nicht genügend klar, zu welchen Zwecken 
Einzelangaben verwendet werden können, da 
der Begriff der „volkswirtschaftlichen 
Zwecke“ verschiedene Auslegungen zuläßt. 
Um zu vermeiden, daß für bestimmte volks- 
wirtschaftliche Zwecke im weiteren Sinne be- 
sondere Erhebungen mit erneutem Kosten- 
aufwand erforderlich werden, zählt § 7 Abs. 1 
die besonderen Zwecke, für die Einzelangaben 
verwendet werden dürfen, im einzelnen auf. 
Es handelt sich hierbei um Aufgaben, die dem 
Wohle des einzelnen und der Allgemeinheit 
dienen. Die Verwendung zu steuerlichen 
Zwecken wird dagegen einheitlich ausge- 
schlossen. 

Zu § 7 Abs. 2 bedarf es einer Ausdehnung 
der Geheimhaltungspflicht auch auf die- 
jenigen Personen und Dienststellen, die mit 
der Verwendung von Einzelangaben nach Ab- 
satz 1 befaßt sind. 

Nr. 11: 

Die Regelung der Kostenfrage entspricht der 
Forderung des Satzes 3 des als Bundesrecht 
weitergeltenden Gesetzes über die Errichtung 


eines Statistischen Amtes des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes vom 21. Januar 1948 
(WiGBl. S. 19). 

Nr. 12: 

Durch die Neuregelung der Ermächtigungen 
des Bundesministers zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen in den §§1,2 und 6 a ist die 
bisherige Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften nach 
§ 8 hinfällig geworden. 

Nr. 13: 

Die Bestimmungen des § 9 a werden durch 
die Neufassung dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten vom 25. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 177) angepaßt. 

III. 

Artikel 2 enthält die Berlin-Klausel. 


IV. 

Artikel 3 ermächtigt den Bundesminister, das 
Gesetz über Viehzählungen in der Fassung 
dieses Gesetzes mit neuem Datum und neuer 
Paragraphenfolge unter Beseitigung von Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts bekanntzu- 
machen. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 12. September 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 22. August 1952 — 6 — 71304 — 
1135/52 V — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 91. Sitzung am 12. September 1952 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über Viehzählungen 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Dr. Reinhold Maier 


Anlage 


Betr.: Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Viehzählungen 


1 . In Artikel 1 Nr. 4 wird in § 4 Abs. 2 2. 

Satz 2 gestrichen. 

Begründung: 

Es muß den Ländern überlassen bleiben, 
zu bestimmen, wieweit die Gemeinden 
und Gemeindeverbände beteiligt werden. 


a) In Artikel 1 Nr. 5 erhält § 5 Abs. 2 
folgende Fassung: 

„(2) Die Behörden der Länder, Ge- 
meinden und Gemeindeverbände 
sollen ihren Beamten, Angestellten 
und Arbeitern Gelegenheit zur Aus- 
übung der Zählertätigkeit unter Fort- 
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Zahlung der Bezüge geben, sofern 
nicht dringende dienstliche Gründe 
dem entgegenstehen.“ 

b) § 5 Abs. 3 wird gestrichen. 

Begründung: 

Die bisherige Fassung, wonach die Er- 
hebungsstellen den Umfang der Heran- 
ziehung bestimmen, geht zu weit. Die 
Leiter der Länder- und Gemeindeverwal- 
tungen haben verantwortlich zu ent- 
scheiden, in welchem Umfang Zähler ab- 
gestellt werden können, ohne daß drin- 
gende andere Aufgaben darunter leiden. 

3. Artikel 1 Nr. 6 wird gestrichen. 
Begründung: 

Eine sachgemäße Durchführung der Vieh- 
zählungen ist nach den Erfahrungen der 
obersten Landesbehörden für Landwirt- 
schaft nur möglich, wenn es bei der Aus- 
kunftspflicht nach § 6 Abs. 1 in der bis- 
herigen Fassung verbleibt. 

4. In Artikel 1 Nr. 10 treten in § 7 Abs. 1 
Satz 1 an die Stelle des Wortes 
„ . . . können ..." die Worte „ . . . dür- 
fen auch . . . “. 

Begründung: 

Durch die Fassungsänderung soll eindeutig 
klargestellt werden, daß die Zählungs- 
ergebnisse nicht nur für die in § 7 Abs. 1 
Satz 1 im einzelnen aufgeführten Zwecke 
verwandt werden dürfen, sondern in 
erster Linie der statistischen Auswertung 
dienen. 

5. In Artikel 1 Nr. 10 werden in § 7 Abs. 1 
Satz 1 die Worte „ . . . des Wassergeldes 
sowie für die Wirtschaftsberatung . . .“ 
gestrichen. 

Begründung: 

Die Zweckbezeichnung „Wirtschaftsbera- 
tung“ erscheint nicht eindeutig genug. Im 
übrigen soll die Statistik durch Einschrän- 
kung der Zwecke verbessert werden. 

6. In Artikel 1 Nr. 11 erhält § 7 a folgenden 
Wortlaut: 

4 7 a 

Die bei den Ländern, Gemeinden 
und Gemeindeverbänden entstehen- 


den Kosten trägt der Bund zur 
Hälfte.“ 

Begründung: 

Die finanzielle V erantwortung der Bundes- 
instanz für die von ihr geforderten 
Statistiken muß betont werden. Nur 
wenn der Bund sich an den Kosten der 
von ihm geforderten Statistiken beteiligt, 
ist auf die Dauer zu erreichen, daß bei An- 
forderung der Statistik auch die Belange 
der Gemeinden und Gemeindeverbände 
genügend berücksichtigt werden. 

7. Artikel 1 Nr. 13 erhält folgende Fassung: 
„13. § 9 erhält folgende Fassung: 

4 9 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit be- 
geht, 

1. wer der Verpflichtung des § 6 
Abs. 1 nicht oder nicht rechtzeitig 
nachkommt oder wissentlich un- 
richtige oder unvollständige An- 
gaben macht, 

2. wer sich den Vorschriften des § 6 
Abs. 2 zuwider weigert, den 
Zählern die Besichtigung der Ställe 
und anderer Örtlichkeiten zu ge- 
statten. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße bis zu 5000 DM 
geahndet werden. 

(3) Vieh, dessen Vorhandensein 
wissentlich verschwiegen worden ist, 
kann eingezogen werden. §§ 18 
Abs. 4, 19 bis 26 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten sind anzu- 
wenden.“ 

Begründung: 

Die Aufteilung des Straftatbestandes des 
§ 9 des Viehzählungsgesetzes vom 31. Ok- 
tober 1938 in einen Straftatbestand (§ 9: 
Verweigerung der Besichtigung usw.) und 
eine Ordnungswidrigkeit (§ 9 a: Un- 
richtige Angaben) ist sachlich unbegründet. 
Die Weigerung, die Besichtigung der Ställe 
usw. zu gestatten, hat keinen anders ge- 
arteten Unrechtsgehalt als die Verweige- 
rung einer Auskunft oder die unrichtige 
Auskunftserteilung. 

§ 9 a Abs. 3 in der Fassung der Regie- 
rungsvorlage ist mißverständlich, insofern 
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er auch auf den § 18 Abs. 1 bis 3 OWG 
verweist. Nach § 18 Abs. 1 bis 3 OWG 
ist jedoch nur die Einziehung von Gegen- 
ständen zulässig, die durch eine Zuwider- 
handlung gewonnen oder erlangt wer- 
den oder die zum Begehen einer Zu* 
Widerhandlung gebraucht oder dazu be- 
stimmt gewesen sind. Danach wäre die 
Einziehung von Vieh, dessen Vorhanden- 
sein verschwiegen worden ist, schlechter- 
dings unmöglich. 

8. In Artikel 1 ist nach Nr. 13 folgende neue 
Nr. 14 einzufügen: 

„14. § 9 a wird gestrichen.“ 


Begründung: 

Folgerung aus der Änderung von Ar- 
tikel 1 Nr. 13. 

9. In Artikel 2 treten an die Stelle der 
Worte „... § 13 des Gesetzes über die 
Stellung des Landes Berlin . . . “ die Worte 
„...§§ 13 und 14 des Gesetzes über die 
Stellung des Landes Berlin . . . “. 

Begründung: 

Die Ergänzung der Berlin-Klausel ist not- 
wendig, weil der Entwurf Ermächtigungen 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen ent- 
hält. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zu dem Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Viehzählungen 


Die Bundesregierung tritt den Vorschlägen 
des Bundesrates zu den Nrn. 1, 2, 3, 4, 7, 
8 und 9 bei. Die Zustimmung zu Nr. 2 wird 
in der Erwartung erteilt, daß die Landes- 
regierungen bzw. die zuständigen Landes- 
minister im Wege der Dienstanweisung da- 
für Sorge tragen, daß die Behördenleiter auch 
tatsächlich in dem erforderlichen Maße Per- 
sonal für die Zählertätigkeit zur Verfügung 
stellen. 

Zu den übrigen Vorschlägen des Bundesrates 
nimmt die Bundesregierung wie folgt Stel- 
lung: 

Zu Nr. 5: 

Der Bundesrat schlägt in § 7 Abs. 1 Satz L 
(Art. 1 Nr. 10) der Regierungsvorlage die 
Streichung der Worte „des Wassergeldes so- 
wie für die Wirtschaftsberatung“ vor. Dem 
kann nicht zugestimmt werden, soweit die 
„Wirtschaftsberatung“ als Verwendungs- 
zweck fortfallen soll. Die Wirtschaftsbera- 
tung — und zwar die amtliche — ist eines 
der entscheidendsten Mittel zur Förderung 
der landwirtschaftlichen Erzeugung. Wenn 
die Einzelangaben in Zukunft hierfür nicht 


verwendet werden dürften, müßten neben 
den amtlichen Viehzählungen besondere Fest- 
stellungen der Viehbestände für die Beratung 
vorgenommen werden. Dies würde in den 
Gemeinden Doppelarbeit und allgemein zu- 
sätzliche Kosten verursachen. 

Um die Verwendung der Einzelangaben für 
die amtliche Wirtschaftsberatung eindeutiger 
abzugrenzen, schlägt die Bundesregierung 
vor, die Worte „sowie für die Wirtschafts- 
beratung“ durch die Worte „durch die zu- 
ständigen Behörden oder die von diesen be- 
auftragten Stellen“ zu ergänzen. 

An der Verwendung der Einzelangaben für 
die Berechnung des Wassergeldes hat die 
Bundesregierung kein unmittelbares Inter- 
esse. Die Aufnahme dieses Verwendungs- 
zwecks in die Regierungsvorlage erfolgte 
lediglich auf Wunsch einiger oberster Landes- 
behörden für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. Die Bundesregierung widerspricht 
einer Streichung der Worte „des Wasser- 
geldes“ nicht; sie hält eine solche jedoch aus 
ökonomischen Gründen für unzweckmäßig, 
da sie im Gegensatz zu der von den Ländern 
angestrebten Rationalisierung der Verwal- 
tung steht. 
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Zu Nr. 6: 

Die Bundesregierung hält an ihrer Fassung 
des § 7 a (Art. 1 Nr. 11) in der Regierungs- 
vorlage fest, wonach die bei Dienststellen des 
Bundes entstehenden Kosten der Zählungen 
vom Bund und die übrigen Kosten von den 
Ländern bzw. Gemeinden oder Gemeinde- 
verbänden zu tragen sind. 

Demgegenüber steht der Bundesrat auf dem 
Standpunkt, daß der Bund auch die Kosten 
der Länder, Gemeinden und Gemeindever- 
bände zur Hälfte tragen muß. 

Die Verpflichtung der Länder, die bei ihnen 
anfallenden Kosten zu tragen, ergibt sich dar- 
aus, daß es sich bei der Durchführung der 
Zählung durch die Länder um die Ausfüh- 
rung eines Bundesgesetzes als eigene An- 


gelegenheit handelt (Art. 83 Grundgesetz), 
die auch von den Ländern zu finanzieren ist. 

Die Frage, ob im Gegensatz zu der grund- 
sätzlichen Regelung in Art. 83 GG Ausnah- 
men rechtlich geboten oder zulässig sind, ins- 
besondere, wenn der Bund ein überwiegen- 
des Interesse an den Ergebnissen einer Sta- 
tistik hat, braucht in Zusammenhang mit 
dem Viehzählungsgesetz nicht geklärt zu 
werden, weil der Bund in der Hauptsache 
nur an den Länderergebnissen interessiert ist. 
Für die Länder, Gemeinden und Gemeinde- 
verbände sind die Ergebnisse der Zählung in 
ihrer Ebene von mindestens gleichgroßem 
Interesse. 

Die in § 7 a der Regierungsvorlage vor- 
gesehene Kostenteilung entspricht im übrigen 
der bisherigen Durchführung des Vieh- 
zählungsgesetzes. 
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